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Die Impulse der Internationalen Friedenskonferenz in London 
aufgreifen – Gespräch mit Ulrike Eifler 

 
Nach der erfolgreichen ersten internationalen Friedenskonferenz, die im Oktober 2025 in Pa-
ris stattgefunden hat, fand am 20. Juni 2026 erneut eine Internationale Friedenskonfe-
renz statt, die viele tausende Gewerkschafter und Friedensaktive aus aller Welt in London zu-
sammenbrachte. 

Dazu führte Andreas Grünwald das nachfolgende Gespräch mit Ulrike Eifler. Ulrike gehörte 
zu den Rednerinnen dieser Konferenz in der Central Hall Westminster. Sie ist Gewerkschafts-
sekretärin der IG Metall in Würzburg. Außerdem Mitglied in der Initiative ‚Nie wieder Krieg – Die 
Waffen nieder‘. 

 
  
Am 20. Juni fand in London eine internationale Antikriegs-
konferenz statt. Organisiert von ‚Stop the War Coalition‘. 
Was ist das für eine Koalition und wie verlief diese Konfe-
renz? 

Es handelt sich um eine Antikriegsallianz, die aus Friedensini-
tiativen, Gewerkschaftern und Campaignern besteht. Sie or-
ganisieren recht erfolgreich die Proteste gegen den fortge-
setzten Genozid in Gaza, die wachsende Kriegsgefahr und die 
zunehmende Militarisierung. Mein Eindruck ist, dass sie im 
europäischen Vergleich aktuell die größten Proteste gegen den Krieg auf die Beine stellen. Das 
ist im Übrigen auch der große Unterschied zur Situation in Deutschland: Unsere Bünd-
nisstrukturen sind zu lose für eine Kampagnenorientierung wie sie die Stop the War Coalition 
hat. 

Wie würdest du den Verlauf der Konferenz beschreiben? 

Die Konferenz bestand aus 2 Teilen. Es gab am Freitagnachmittag eine Vorkonferenz, an der 
sich Delegationen aus 16 verschiedenen Ländern beteiligten. Insgesamt mehr als 200 Teil-
nehmer. Der zweite Teil der Konferenz war das große Antikriegsmeeting am Samstagnachmit-
tag, an dem etwa 3.000 Antikriegsaktivisten und Gewerkschafter aus ganz Europa teilgenom-
men haben. Auffallend war die große Beteiligung aus den Gewerkschaften – egal ob aus Groß-
britannien, Frankreich, Belgien, Italien oder Spanien. Im Nachgang der Konferenz hat die 
größte und älteste Gewerkschaft Spaniens, die UGT, deutlich gemacht, dass die Arbeiterbe-
wegung sich angesichts der wachsenden Kriegsgefahr und des damit verbundenen militaristi-
schen Umbaus unserer Gesellschaften nicht gleichgültig verhalten dürfe, sondern offensiv in 
diese Entwicklungen eingreifen müsse. Auf der Vorkonferenz haben wir die strategischen 
Punkte entwickelt, wie es weitergehen soll und wie wir eine wirkmächtige internationale Anti-
kriegsbewegung aufbauen können. Beschlossen wurde ein internationaler Aktionstag gegen 
den Genozid in Palästina am 10. Oktober. Das Töten und Sterben dort geht noch immer weiter 
und wird systematisch auf den Libanon ausgeweitet. Dabei wird deutlich: das Vorgehen der 
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israelischen Armee in Gaza war keine Ausnahme, sondern die Blaupause. Auch deshalb ist es 
so wichtig, den Druck für ein Ende des Völkermords hochzuhalten. Gleichzeitig planen wir am 
21. und 22. November dezentrale Proteste gegen Wehrpflicht und Militarisierung. Wenn wir 
Teil dieser internationalen Antikriegsbewegung werden wollen, sollten wir uns auch in 
Deutschland daran beteiligen. 

Gab es nicht noch einen dritten Punkt? 

Es soll noch einen internationalen Aktionstag der Hafenarbeiter geben. Der Termin ist aller-
dings noch nicht fix. Warum ist es wichtig, dass sich die deutsche Friedensbewegung auch an 
diesem Protest beteiligt? Weil wir aktuell eine Militarisierung der Gesellschaft erleben, die 
zwangsläufig auch eine Militarisierung der Arbeitswelt nach sich zieht. Das macht den Ar-
beitsplatz zu einem zentralen Ort der Auseinandersetzung gegen den Krieg. Die Hafenarbeiter 
in Griechenland und Italien haben im letzten Jahr die Verladung von Waffenexporten boykot-
tiert, die nach Israel gehen sollten. Drei Punkte standen dabei im Mittelpunkt: Die Kollegen 
wollten sich durch die Verladung nicht zu einem Verbündeten des Genozids machen lassen. 
Sie haben zweitens argumentiert, dass das Arbeiten an Containern mit Sprengstoff eklatante 
Fragen der Arbeitssicherheit aufwirft. Und sie haben drittens gesagt, dass die Verladung von 
Rüstungsgütern den Hafen zu einem strategischen Angriffsziel macht. Die Hafenarbeiter sind 
derzeit die einzige Berufsgruppe, die die Logik der Militarisierung ihres Arbeitsplatzes zu 
durchbrechen versucht. Wir müssen die Kollegen unterstützen und diese Erfahrungen auch 
auf andere Branchen übertragen. 

Was genau meinst du mit Militarisierung 
der Arbeitswelt und welche Rolle genau 
können die Hafenarbeiter spielen? 

Ein Abkommen zwischen Bundesverteidi-
gungsministerium und Bundesagentur für 
Arbeit regelt, dass die Sachbearbeiter der 
BA arbeitslose Menschen in die Bundes-
wehr vermitteln sollen. Und zwar nicht in 
den zivilen, sondern ausdrücklich in den mi-
litärischen Bereich. Das macht die Sachbe-
arbeiter zum Teil der Kriegsmaschinerie. Im Gesundheitswesen lernen Pflegekräfte die Versor-
gung von Kriegsverletzungen und die Evakuierung von Toten und Verletzten. Im Falle eines 
Krieges müssen sie nach Kriegstüchtigkeit triagieren. Und Lehrer werden darauf verpflichtet, 
den Beutelsbacher Konsens über Bord zu werfen und Soldaten in den Unterricht einzuladen. 
Wir sind überall in der Arbeitswelt inzwischen mit dieser Militarisierung konfrontiert. Die 
Streiks der Hafenarbeiter zeigen, dass man sich der Kriegsmaschinerie entziehen kann. Ich 
bin fest davon überzeugt: Unser Anti-Kriegs-Protest muss den Arbeitsplatz stärker in den Blick 
nehmen, weil wir dort die Kriegsvorbereitungen effektiv stören können. 

Du bist IG Metall Gewerkschaftssekretärin in Würzburg. Mir scheint, dass in London Frie-
densaktive aus gewerkschaftlichen Zusammenhängen dominierten. Organisationen aus 
der Arbeiterbewegung. Das ist mit Blick auf die deutsche Friedensbewegung bisher eher 
die Ausnahme. Woran liegt das? Auf der Londoner Konferenz war der Zusammenhang 
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zwischen Hochrüstung und Kriegsvorbereitung einerseits, und sozialem Kahlschlag an-
dererseits, ein dominierendes Thema. Die Kriegsfrage wird als eine Klassenfrage begrif-
fen. 

Dein Eindruck ist richtig. Die herausragende Beteiligung der europäischen Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschafter kann gar nicht oft genug betont werden und sie stellt zur Antikriegs-
konferenz, die letztes Jahr in Paris stattfand, einen qualitativen Fortschritt dar. Die Konferenz 
wurde von 14 nationalen britischen Gewerkschaften offiziell unterstützt, darunter die größte 
britische Gewerkschaft Unison. Delegationen der CGT und Force Ouvriere in Frankreich waren 
ebenso präsent wie die der spanischen UGT oder der italienischen CGIL. Auch aus Deutsch-
land beteiligte sich eine Delegation von Gewerkschaftern. Allerdings gab es keine offizielle 
Unterstützung aus den Gewerkschaftsstrukturen. Dass das so ist, hat aus meiner Sicht ver-
schiedene Gründe: 

Unser Problem in Deutschland ist das niedrige Niveau an Klassenkämpfen. Die lange Tradition 
der Sozialpartnerschaft in Deutschland hat die Einschätzung verfestigt, dass der Klassenkon-
flikt moderiert werden kann. Uns fehlt die Erfahrung, dass wir in gesellschaftliche Entwicklun-
gen eingreifen können und unser Engagement einen Unterschied macht. Ein zweites Problem 
ist, dass es uns an Strukturen fehlt. Warum war in den 80er Jahren die Friedensbewegung so 
stark? Weil sie durch den linken Flügel der SPD, durch die Grünen und durch die DKP mit ihrer 
starken betrieblichen Verankerung ein infrastrukturelles Rückgrat hatte. Diese Struktur hat 
den Antikriegsprotest auf breite Beine gestellt. Dieses infrastrukturelle Rückgrat fehlt uns 
heute nicht nur. Mit SPD und Grüne sind zwei zentrale Akteure der 80er Jahre mehrheitlich ins 
Lager der Kriegstreiber übergelaufen. Das schwächt die deutsche Friedensbewegung enorm. 
Und ein dritter Punkt kommt hinzu: Wenn eine Partei wie Die Linke mit ihren fast 130.000 Mit-
gliedern in Friedensfragen hadert, statt eine unversöhnliche Konfrontation mit der Bundesre-
gierung zu suchen, dann schwächt das auch die Gewerkschaftsbewegung. Die Gewerkschaf-
ten müssen aus sich selbst heraus Antworten auf die gesellschaftliche Krise und den Weg in 
die Friedensbewegung finden. Das fällt ihnen aktuell schwer.  

Warum die Gewerkschaften der zentrale Bündnispartner für die  
Friedensbewegung sein müssen … 

Nimmt das nicht auch die Friedensbewegung in die Verantwortung, stärker auf die Ge-
werkschaften zuzugehen? 

Mein Eindruck ist, dass die Friedensbewegung die Gewerkschaften durchaus im Blick hat und 
sich auch um eine stärkere gewerkschaftliche Beteiligung bemüht. Aber es ist eben nicht nur 
eine Frage, ob man sich die Gewerkschaften als Bündnispartner neben anderen Bündnispart-
nern herbeiwünscht. Aus meiner Sicht bräuchte es in der Friedensbewegung vor allem eine 
stärkere strategische Debatte darüber, warum die Gewerkschaften der zentrale Bündnis-
partner für die Friedensbewegung sein müssen. Und welche konkreten Schritte für eine stär-
kere Verankerung notwendig wären. 

Woran genau denkst du? 

Es braucht aus meiner Sicht einen stärkeren Fokus auf den deutschen Imperialismus. Für die 
Beschäftigten steht der Hauptfeind im eigenen Land. Es sind dieselben Politiker, die 
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Deutschland in den sich verändernden Weltbeziehungen als geopolitischen Akteur positionie-
ren wollen, die den Achtstundentag abschaffen und das Renteneintrittsalter heraufsetzen 
wollen. Dabei wird deutlich: Wer das Völkerrecht nicht respektiert, respektiert auch Arbeits- 
und Gewerkschaftsrechte nicht. Gleichzeitig wird diese wahnsinnige Jahrhundertaufrüstung 
durch den Abbau unseres Gesundheitssystems und die Vernachlässigung unserer Kindergär-
ten, Schulen und Universitäten bezahlt. Der Krieg nach außen zieht einen sozialen Krieg nach 
innen nach sich. Das müssen wir nach vorn stellen, um die gleichen Interessen von Friedens- 
und Gewerkschaftsbewegung zu betonen. Das schließt nicht aus, die geopolitischen Zuspit-
zungen zu diskutieren. Aber die Zuspitzung der Klassenwidersprüche im eigenen Land ist die 
Brücke, um Antimilitarisierungskämpfe und die sozialen Kämpfe um die Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Menschen zusammenzubringen. 

Das heißt, die Friedensbewegung sollte über konkrete Schritte nachdenken, wie der 
Schulterschluss zwischen der Friedensbewegung und der Gewerkschaftsbewegung or-
ganisiert werden kann … 

Ganz genau. Wir brauchen ein stärkeres Verständnis davon, dass der Aufbau von Strukturen 
sehr ernsthaft betrieben werden muss, wenn wir unsere Auseinandersetzungen gewinnen 
wollen. Die Veränderung der Kräfteverhältnisse geschieht nicht von allein, sondern muss or-
ganisiert werden. Die Gewerkschaften spielen dabei eine wichtige Rolle. Ich würde gern mehr 
darüber diskutieren, wie wir aus der Friedensbewegung der 80er Jahre eine Antikriegsbewe-
gung des 21. Jahrhunderts machen können und ob uns die Routinen der Friedensbewegung, 
die einen unersetzlichen Anteil daran hatten, dass die Friedensfrage in den letzten 40 Jahren 
sichtbar blieb, bei diesem Aufbau helfen. Ist es nicht so, dass sich die Antikriegsbewegung ge-
rade verändert? Sind nicht die jungen palästinasolidarischen Demonstranten aktuell der Teil 
der Friedensbewegung, der am schärfsten unterdrückt und bekämpft wird? Sagt es nicht et-
was über die Härte der Auseinandersetzung und die zu erwartenden Repressionen aus, wenn 
minderjährige Schüler wegen ihres Schulstreikengagements vom Verfassungsschutz ange-
sprochen und eingeschüchtert werden? Und muss nicht die Militarisierung der Arbeitswelt 
den Arbeitsplatz stärker ins Feld der Auseinandersetzungen von Krieg und Frieden rücken? 
Die aktuellen Entwicklungen stellen aus meiner Sicht neue strategische Fragen, für die wir ei-
nen Diskussionsprozess brauchen und die vielleicht auch den Bruch mit den Routinen und die 
Neuausrichtung der Friedensbewegung erforderlich machen. 

Ansätze gibt es dafür auch in der neuen antimilitaristischen Jugendbewegung. Das wird 
deutlich bei den Schulstreiks. Aber es wurde auch auf dem Linke-Parteitag deutlich. So-
bald jüngere Delegierte zu Wort kamen, wurde die Sprache klar. Sie betonten unerläss-
lich diesen Zusammenhang, auch die Unzufriedenheit mit ihrer eigenen Parteiführung, 
diese Klassenwidersprüche im Zusammenhang von Krieg und sozialen Kahlschlag nicht 
deutlicher zu benennen, also anstatt immer von einem „Friedensprojekt“ im Zusammen-
hang mit der Europäischen Union zu reden. Es gab auch positive Positionsverschiebun-
gen auf dem DGB-Kongress, aber es bleibt doch immer noch weit hinter den Anforderun-
gen. 

In der Tat beeinflusst ein wachsendes Antikriegsgefühl in großen Teilen der jungen Generation 
auch die Debatten in der Partei Die Linke. Was den DGB-Bundeskongress anbetrifft, so hat es 
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hier eine ganz erstaunliche Entwicklung gegeben. Der DGB lehnt seitdem nicht nur das NATO-
Fünf-Prozentziel, sondern auch den Begriff „Kriegstüchtigkeit“ ab. Das war eine wichtige Posi-
tionsschärfung. Wirklich bemerkenswert ist aber die Tatsache, dass die 400 Delegierten mehr-
heitlich einem Antrag der DGB-Jugend gefolgt sind, der forderte, die Wehrpflicht abzulehnen. 
Damit stellt sich der DGB mit seinen fast sechs Millionen Mitgliedern den Kriegsvorbereitun-
gen der Bundesregierung in einer zentralen Frage entgegen. Und das ist etwas, wo wir nicht 
müde werden dürfen, das zu betonen. 

Aber ist die Beschlussfassung des DGB zu Friedensfragen nicht sehr viel 
widersprüchlicher? 

Das ist sie. Und die Debatte hat diese Widersprüche sichtbar gemacht. Der DGB-Bundesvor-
stand nimmt in seinem Initiativantrag „Friedensfähig statt kriegstüchtig“ eine Beschreibung 
der geopolitischen Krise vor, die sich nicht unterscheidet von der Krisenbeschreibung der 
Bundesregierung: Europa und Deutschland werden zwischen den Supermächten USA, China 
und Russland zerrieben. Deshalb müsse die Resilienz gestärkt werden. Gleichzeitig kommt 
der Antrag zu Schlussfolgerungen wie sie in der Friedensbewegung vertreten werden. Diese 
Widersprüchlichkeit müssen wir in den nächsten Monaten miteinander besprechen und dis-
kutieren. Tun wir das nicht, kann diese Krisenbeschreibung schlimmstenfalls in eine Unter-
stützung der Kriegsvorbereitung münden. Ich sehe hier die riesige Verantwortung, in diesen 
Punkten für mehr Klarheit zu sorgen. 

Mir fiel auf der Londoner Konferenz auf, dass ausgerechnet ein belgischer Aktivist mehr-
fach Karl Liebknecht mit seinem berühmten Satz vom Hauptfeind im eigenen Land zi-
tierte. Die deutsche Friedensbewegung ist indes in ihrer Sprache sehr über diese Phase 
nach 1945 geprägt, also wo sich der deutsche Imperialismus den USA unterordnen 
musste. Bedingt durch den verlorenen Krieg, die deutsche Teilung. Wie kann auch in der 
deutschen Friedensbewegung wieder stärker ein Bewusstsein im Sinne von Liebknecht 
hergestellt werden? Also ich will damit nicht sagen, dass der deutsche Imperialismus 
schon wieder in der Lage wäre, vollkommen unabhängig von den USA Kriege zu führen, 
dafür sind die Fähigkeitslücken noch zu groß. Aber es ist deutlich spürbar, wie er diese 
sehr schnell schließen möchte, und wie sich zugleich auch innerhalb des Westens impe-
riale Interessen ausdifferenzieren. Also wenn beispielsweise ein führender US-General 
jetzt erst vor einigen Tagen ankündigte, dass sich die USA aus der NATO zurückziehen 
werden, und wenn der gleiche General in diesem Zusammenhang aber betonte, dass von 
Russland keine Bedrohung ausgehe. Das steht in einem fundamentalen Gegensatz zur 
deutschen Politik. 

Aus meiner Sicht bezieht die geopolitische Krise ihre Dynamik maßgeblich aus den Hegemo-
niebestrebungen der USA. Wir beobachten eine Verschiebung der Weltbeziehungen. 2023 war 
der Anteil der BRICS-Staaten an der Weltwirtschaft erstmals höher als jener der G 7 Staaten. 
Gleichzeitig kämpft der globale Norden mit den Folgen der Deindustrialisierung. Die Doppel-
standards gegenüber der Völkermordpolitik Israels haben Länder wie die USA, Großbritannien 
und Deutschland auch politisch geschwächt. Mit dem drohenden ökonomischen und politi-
schen Bedeutungsverlust steigt die Kriegsgefahr, denn der Abstieg soll militärisch aufgehalten 
werden. Deshalb hat Olaf Scholz 2022 in seiner Rede vor der Karls-Universität in Prag über die 
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Rolle Deutschlands (und Europas) als geopolitischer Akteur gesprochen. Deshalb hat Lars 
Klingbeil in seiner Rede vor der Friedrich Ebert Stiftung im Juli 2022 verdeutlicht, Deutschland 
müsse nach 80 Jahren Zurückhaltung nun zu alter Führungsstärke zurückfinden. Und wenn 
Klingbeil von Zurückhaltung spricht, meint er das nicht politisch oder ökonomisch, denn da 
gab es nie Zurückhaltung. Er meinte die militärische Zurückhaltung. Deshalb kündigt Friedrich 
Merz den Umbau der deutschen Armee zur konventionell stärksten Armee in Europa an. Und 
deshalb auch die Weigerung des deutschen Establishments, den Angriff auf den Iran als völ-
kerrechtswidrig einzuordnen, die sich in der Debatte über den Bundespräsidenten Frank-Wal-
ter Steinmeier exemplarisch zeigte. Bis hin zur Partei Die Linke hat sich das politische Estab-
lishment entweder weggeduckt oder aktiv daran beteiligt, Steinmeier an den Pranger zu stel-
len. 

Warum wir stärker über den Feind im eigenen Land sprechen müssen … 

Wie würdest du diese Reaktionen interpretieren? 

Sie zeigen aus meiner Sicht, dass die Kriegsvorbereitungen nicht das Ergebnis militaristischer 
Ambitionen einzelner Politiker wie etwa Merz oder Pistorius sind, sondern das Projekt des ge-
samten politischen Establishments. Und diejenigen, die auf gemeinsame Regierungsmehr-
heiten mit SPD und Grünen setzen und deshalb aus taktischen Gründen zu solchen Fragen 
schweigen, sollten sich fragen, ob dieses Schweigen tatsächlich im Interesse der abhängig 
Beschäftigten ist. Auch das ist ein Grund, warum wir stärker über den Feind im eigenen Land 
sprechen müssen. Es nicht zu tun, erlaubt es Parteien wie der Linken, sich friedenspolitisch 
unverbindlich zu positionieren, aber zu schweigen, wenn es konkret wird oder die völlig unrea-
listischen Träume von rot-rot-grünen Mehrheiten gefährden könnte. Solange SPD und Grüne 
Waffenlieferungen nach Israel befürworten, wird das Töten und Sterben im Libanon, im Iran 
und in Gaza weitergehen. Es braucht einen Stopp deutscher Waffenlieferungen und die Isolie-
rung Israels in den internationalen Beziehungen. Die Linke muss sich hier klar positionieren. 
Das wäre vor allem in der Debatte über Frank-Walter Steinmeier wünschenswert gewesen, 
der den Angriff auf den Iran zu Recht als völkerrechtswidrig bezeichnet hat. 

In dem Aufruf für die Konferenz wurde die Notwendigkeit internationaler Vernetzung be-
tont. Andererseits aber auch der Kriegstreiberei der europäischen Staats- und Regie-
rungschefs stärker entgegenzutreten. Du hast für letzteres schon verschiedene Gründe 
benannt. Ich möchte die Frage trotzdem nochmal zuspitzen. Die USA haben im Mai ihre 
Entscheidung verkündet keine US-Mittelstreckenwaffen in Deutschland zu stationieren. 
Die deutsche Politik bekräftigte dann sofort ihre Absicht eigene Raketensysteme in den 
USA zu kaufen. Die USA haben einen diesbezüglichen Termin mit Pistorius aber einfach 
platzen lassen. Gleichzeitig betonte ein führender US-Nato-General in den letzten Tagen, 
ich hatte es schon angemerkt, dass sich die USA weitgehend aus der Nato zurückziehen. 
Er sagte: von Russland gehe keine Kriegsgefahr aus. Wir hatten die Verhandlungen in 
Alaska um einen Friedensschluss in der Ukraine. Gescheitert sind sie im Anschluss an 
deutscher Politik. Natürlich kann man die These vertreten, dass geschehe alles nur, weil 
es da einen geheimen Deal gibt: wir konzentrieren uns auf China, ihr haltet Russland am 
Kochen. Aber dem widerspricht die im November veröffentlichte nationale US-Sicher-
heitsstrategie, die ausdrücklich vor einem Krieg mit Russland warnt. 
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Von Deutschland ist bislang noch keine einzige ernstzunehmende Friedensinitiative ausge-
gangen. Im Gegenteil, deutsche Politiker sind durch Äußerungen wie „Wir müssen den Krieg 
nach Russland tragen“ aufgefallen. Und auch die Tatsache, dass im April 2022 die Istanbuler 
Gespräche beendet wurden, obwohl sowohl Selenskij als auch Putin zu einer Einigung bereit 
gewesen wären, zeigt, es gibt unter den führenden Ländern in Europa ein Interesse daran, den 
Krieg in der Ukraine am Laufen zu halten. Solange der Krieg stattfindet, kann das Bedrohungs-
narrativ ausgespielt, die Bevölkerung verunsichert und die Durchmilitarisierung der Gesell-
schaft vorangetrieben werden. In München sind an der Technischen Universität während ei-
nes Militärmanövers Panzer über den Campus gerollt. In Bremen gab es Hafenmanöver zur 
Verteidigung der Infrastruktur. Und im Saarland gab es ein Sanitätsmanöver, bei dem die Zu-
teilung einer großen Anzahl verletzter Soldaten auf die öffentlichen Krankenhäuser trainiert 
wurde. Wir sollten nicht unterschätzen, was für ein riesiger Kraftakt es für die Bundesregie-
rung ist, die Kriegsvorbereitungen gegen eine Bevölkerung durchzusetzen, die seit 80 Jahren 
im Frieden lebt. Die Bedrohungserzählung konstruiert einen Bruch in der gesellschaftlichen 
Entwicklung, der die Akzeptanz von mehr Militär in der Öffentlichkeit steigert. Gleichzeitig wis-
sen wir, dass die Ukraine zu einem Laboratorium für die neue Kriegsführung mit Drohnen und 
künstlicher Intelligenz geworden ist. Unsere Regierungen können hier die moderne Kriegsfüh-
rung vorbereiten und testen, ohne dass die schmutzigen Bilder von toten Soldaten in Zinksär-
gen diese Kriegsvorbereitung stören. 

Noch eine letzte Frage: Ist nicht die Herangehensweise, den ‚Hauptfeind im eigenen 
Land‘ stärker zu konfrontieren ein Widerspruch zur internationalen Vernetzung der Frie-
densbewegung? 

Keineswegs. Ein Blick zu den Hafenarbeitern in Griechenland zeigt, wie wichtig die internatio-
nale Vernetzung ist. Hier hat es im letzten Jahr im Hafen von Piräus Streiks gegen Waffenex-
porte nach Israel gegeben. Diese kamen zustande, weil die Israel-Boykott-Bewegung BDS die 
Hafenarbeitergewerkschaft mit den Informationen zu den Waffenlieferungen versorgte. Da-
raufhin verweigerten die Kollegen die Entladung des Schiffes. Das Schiff fuhr dann weiter 
nach Italien und sollte dort entladen werden. Das Beispiel zeigt, dass wir nur wenn wir uns in-
ternational vernetzen, einen wirksamen Antikriegsprotest aufbauen und zum Sand im Ge-
triebe der Kriegsmaschinerie werden können. Hinzu kommt, dass insbesondere die deutsche 
Friedensbewegung die strategischen und politischen Impulse der internationalen Antikriegs-
bewegung braucht. Wenn wir nach Belgien schauen, sehen wir Monat für Monat große Akti-
onstage und Generalstreiks. Wenn wir nach Großbritannien schauen, sehen wir riesige paläs-
tinasolidarische Demonstrationen. Wenn wir nach Italien und Griechenland schauen, sehen 
wir Streiks gegen Rüstungsexporte nach Israel. In Europa ist die Antikriegsbewegung auf der 
Straße. Nur in Deutschland ist davon wenig zu spüren. Deshalb sage ich, dass gerade für uns 
die Inspiration der internationalen Proteste das Feuer sein kann, das uns hilft, dass auch hier-
zulande der Protest überspringt. 
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